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Exportüberschuss: Wir brauchen mehr Binnennachfrage! 

Wolfgang Schäuble bringt die ganze Welt gegen sich auf. 

Vom IWF über den französischen Präsidentschaftskandi-

daten Macron und die EU-Kommission, bis hin zu US-

Präsident Trump: Alle fordern, dass Deutschland seine 

Leistungsbilanz ins Gleichgewicht bringt, also künftig 

ähnlich viele Waren importiert, wie exportiert.  

Doch die Bundesregierung – vor allem der Bundesfinanz-

minister – stellt sich weiter stur. Es gebe „keine vernünf-

tigen Maßnahmen, die Deutschlands Leistungsbilanz-

überschuss verringern würden“, so Schäuble. Allenfalls 

andere sieht er in der Pflicht: Würde die Europäische 

Zentralbank die Zinsen und den Eurokurs erhöhen, ginge 

der deutsche Überschuss schon von alleine zurück, legt 

der Bundesfinanzminister nahe. Ignorieren und Aussitzen 

– diese deutsche Strategie im Umgang mit dem Über-

schuss ist brandgefährlich.  

Denn erstens ist der Überschuss tatsächlich ein Problem 

für die Stabilität der Weltwirtschaft. Er wuchs 2016 auf 

den Rekordwert von 261 Mrd. Euro und liegt seit Jahren 

über der Marke von 6 % des Bruttoinlandsprodukts 

(siehe Grafik). Diese – ohnehin zu hohe – Grenze hat die 

EU als gerade noch zulässig festgelegt. Schließlich gilt: 

Wenn ein Land weniger importiert, als es exportiert, 

muss ein anderes Land dafür mehr importieren, als es ex-

portiert, mehr verbrauchen als es produziert. Diese 

Gruppe von Ländern verschuldet sich also zwangsläufig 

– eine Situation die dauerhaft nicht stabil ist. Innerhalb 

von Staaten werden solche Probleme durch Transferzah-

lungen gelöst – durch den hiesigen Länderfinanzaus-

gleich zwischen stärkeren und schwächeren Bundeslän-

dern etwa. Doch von solchen Transfers will der 

Bundesfinanzminister auf europäischer oder gar globaler 

Ebene natürlich erst recht nichts wissen.   

Zweitens ist Nichtstun auch für Deutschland die schlech-

tere Lösung. Denn es drohen längst andere aktiv zu wer-

den. US-Präsident Trump hat mehrfach protektionisti-

sche Maßnahmen und Strafzölle für deutsche 

Unternehmen angekündigt. Wenn so die deutschen Ex-

porte gebremst würden, wäre das für Deutschland fatal 

und auch für andere schädlich. Denn mit einem hat 

Schäuble recht: Die deutsche Exportstärke geht tatsäch-

lich auf die spezialisierte Güterstruktur, Qualität und die 

Nachfrage im Ausland zurück. Es wäre also unsinnig, den 

Export nennenswert reduzieren zu wollen. 

Doch die Bundesregierung kann und muss handeln: Sie 

kann den Niedriglohnsektor austrocknen, die Tarifbin-

dung fördern und so dazu beitragen, dass die Beschäf-

tigten hierzulande mehr Geld haben um Produkte nach-

zufragen. Das fördert die Importe und bringt 

Unternehmen dazu, wieder mehr im Inland für einen 

wachsenden heimischen Markt zu investieren. Außerdem 

kann der Staat selbst investieren – in Schulen, gute Inf-

rastruktur und vieles mehr. Private und öffentliche Inves-

titionen führen ebenfalls zu mehr Importen und reduzie-

ren so den Exportüberschuss. Eine solche aktive Strategie 

würde zudem direkt die Lebensqualität in Deutschland 

verbessern. Das wäre deutlich sinnvoller, als darauf zu 

warten, dass ein höherer Euro-Kurs oder amerikanische 

Zollschranken die deutschen Exporte reduzieren. 
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